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BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Ronald EPPEL, MA als Vorsitzenden und den
Richter Mag. Gerhard HÖLLERER sowie den fachkundigen Laienrichter Dr. Rainer GEISSLER als Beisitzer über
die Beschwerde von XXXX , geb. XXXX , gegenDas Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag.
Ronald EPPEL, MA als Vorsitzenden und den Richter Mag. Gerhard HÖLLERER sowie den fachkundigen
Laienrichter Dr. Rainer GEISSLER als Beisitzer über die Beschwerde von römisch 40 , geb. römisch 40 , gegen

I. den Bescheid des Sozialministeriums, Landesstelle Wien, vom 14.04.2017, OB: XXXX , betreffend die
Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen
dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung" in den Behindertenpass;römisch eins. den
Bescheid des Sozialministeriums, Landesstelle Wien, vom 14.04.2017, OB: römisch 40 , betreffend die
Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen
dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung" in den Behindertenpass;

II. den Bescheid des Sozialministeriums, Landesstelle Wien, vom 18.04.2017, OB: XXXX , betreffend die
Ausstellung eines Parkausweises nach § 29b StVOrömisch zwei. den Bescheid des Sozialministeriums,
Landesstelle Wien, vom 18.04.2017, OB: römisch 40 , betreffend die Ausstellung eines Parkausweises nach
Paragraph 29 b, StVO

zu Recht beschlossen.

A) In Erledigung der Beschwerde werden die beiden angefochtenen

Bescheide gemäß § 28 Abs. 3 zweiter Satz VwGVG aufgehoben und die Angelegenheit zur Erlassung eines
neuen Bescheides an das Sozialministeriumservice, Landesstelle Wien, zurückverwiesen.Bescheide gemäß
Paragraph 28, Absatz 3, zweiter Satz VwGVG aufgehoben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen
Bescheides an das Sozialministeriumservice, Landesstelle Wien, zurückverwiesen.

B)

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig.Die Revision ist gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG
nicht zulässig.

Text

BEGRÜNDUNG:

I. Verfahrensgang:römisch eins. Verfahrensgang:

Der Beschwerdeführer stellte 09.01.2017 einen Antrag auf Ausstellung eines Behindertenpasses beim
Sozialministeriumservice, Landesstelle Wien (in der Folge als "belangte Behörde" bezeichnet), und legte ein
Konvolut an Unterlagen und Befunden vor.

Die belangte Behörde holte in der Folge ein Sachverständigengutachten einer Fachärztin für Orthopädie ein.
In dem auf Grundlage einer persönlichen Untersuchung des Beschwerdeführers erstatteten Gutachten vom
08.03.2017 wurde nach umfassender Darstellung der Statuserhebung die Funktionseinschränkung der
Leidensposition

Lfd. Nr.

Bezeichnung der körperlichen, geistigen oder sinnesbedingten Funktionseinschränkungen, welche
voraussichtlich länger als sechs Monate andauern werden: Begründung der Positionsnummer und des
Rahmensatzes:

Position

GdB %

1

https://www.jusline.at/gesetz/stvo/paragraf/29b


Morbus Parkinson 1 Stufe über dem unteren Rahmensatz, da geringgradiger Tremor und leichte
Gangablaufstörung.

04.09.01

30

2

Polyneuropathie 1 Stufe unter dem oberen Rahmensatz, da kein motorisches Defizit objektivierbar.

04.06.01

30

3

Degenerative Veränderungen der Wirbelsäule, Vertebrostenose Unterer Rahmensatz, da Zustand nach
Vertebrostenose-Operation, ständige Behandlung erforderlich, jedoch kein motorisches Defizit.

02.01.02

30

4

Bluthochdruck, Herzschrittmacher Fixer Richtsatzwert

05.01.02

20

5

Facialisparese Unterer Rahmensatz, da kosmetisch leicht auffällig ohne subjektive Beschwerden.

04.04.03

10

zugeordnet und

nach der Einschätzungsverordnung ein Gesamtgrad der Behinderung von 50 von Hundert (v.H.) eingeschätzt.

Mit Schreiben vom 13.03.2017 verständigte die belangte Behörde den Beschwerdeführer, dass laut Ergebnis
des medizinischen Ermittlungsverfahrens ein Grad der Behinderung von 50 v. H. festgestellt worden sei und
ein Behindertenpass in Scheckkartenformat übermittelt werde.

Am 22.03.2017 stellte der Beschwerdeführer einen Antrag auf Ausstellung eines Parkausweises gemäß § 29b
StVO bei der belangten Behörde. Auf dem Antragsformular fand sich der Hinweis, dass, wenn der
Antragsteller noch nicht im Besitz eines Behindertenpasses mit der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der
Benützung öffentlicher Verkehrsmittel" sei, der Antrag auch als Antrag auf Ausstellung eines
Behindertenpasses bzw. auf Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher
Verkehrsmittel" in den Behindertenpass gelte.Am 22.03.2017 stellte der Beschwerdeführer einen Antrag auf
Ausstellung eines Parkausweises gemäß Paragraph 29 b, StVO bei der belangten Behörde. Auf dem
Antragsformular fand sich der Hinweis, dass, wenn der Antragsteller noch nicht im Besitz eines
Behindertenpasses mit der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel"
sei, der Antrag auch als Antrag auf Ausstellung eines Behindertenpasses bzw. auf Vornahme der
Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel" in den Behindertenpass gelte.

Mit Bescheid vom 14.04.2017 wies die belangte Behörde den Antrag auf Vornahme der Zusatzeintragung
"Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel" gemäß §§ 42 und 45 BBG ab. Am 18.04.2017
wies die belangte Behörde auch den Antrag des Beschwerdeführers auf Ausstellung eines Parkausweises
gemäß § 29b StVO ab.Mit Bescheid vom 14.04.2017 wies die belangte Behörde den Antrag auf Vornahme der
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Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel" gemäß Paragraphen 42 und
45 BBG ab. Am 18.04.2017 wies die belangte Behörde auch den Antrag des Beschwerdeführers auf
Ausstellung eines Parkausweises gemäß Paragraph 29 b, StVO ab.

Mit Schreiben vom 04.05.2017 erhob die mit Vollmacht vom 06.06.2017 zur Einbringung der Beschwerde
bevollmächtigte Ehefrau des Beschwerdeführers fristgerecht Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht.
Darin wird im Wesentlichen ausgeführt, dass der Beschwerdeführer höchstens 20 Meter gehen könne. Die
nächsten Verkehrsmittel seien jedoch 200 Meter (Autobus) und 500 Meter (Straßenbahn) entfernt. Laut
Befund eines Neurologen vom 07.02.2016 habe sich sein Zustand körperlich verschlechtert, sodass er beim
An- und Ausziehen Hilfe benötige. Auch brauche er eine Begleitperson.

Am 16.06.2017 erfolgte die Beschwerdevorlage an das Bundesverwaltungsgericht.

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:römisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

Zu A) Aufhebung der Bescheide und Zurückverweisung

Gemäß § 28 Abs. 1 VwGVG hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zurückzuweisen oder das
Verfahren einzustellen ist, die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.Gemäß Paragraph 28, Absatz eins,
VwGVG hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zurückzuweisen oder das Verfahren
einzustellen ist, die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

Gemäß § 28 Abs. 2 VwGVG hat das Verwaltungsgericht über Beschwerden dann in der Sache selbst zu
entscheiden, wenn 1. der maßgebliche Sachverhalt feststeht oder 2. die Feststellung des maßgeblichen
Sachverhaltes durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer
eheblichen Kostenersparnis verbunden ist.Gemäß Paragraph 28, Absatz 2, VwGVG hat das
Verwaltungsgericht über Beschwerden dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn 1. der maßgebliche
Sachverhalt feststeht oder 2. die Feststellung des maßgeblichen Sachverhaltes durch das Verwaltungsgericht
selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer eheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

Gemäß § 28 Abs. 3 zweiter Satz VwGVG kann das Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid mit
Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an die Behörde
zurückverweisen, wenn die Behörde notwendige Ermittlungen des Sachverhaltes unterlassen hat. Die
Behörde ist hiebei an die rechtliche Beurteilung gebunden, von welcher das Verwaltungsgericht bei seinem
Beschluss ausgegangen ist.Gemäß Paragraph 28, Absatz 3, zweiter Satz VwGVG kann das Verwaltungsgericht
den angefochtenen Bescheid mit Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen
Bescheides an die Behörde zurückverweisen, wenn die Behörde notwendige Ermittlungen des Sachverhaltes
unterlassen hat. Die Behörde ist hiebei an die rechtliche Beurteilung gebunden, von welcher das
Verwaltungsgericht bei seinem Beschluss ausgegangen ist.

Nach dem klaren Wortlaut des § 28 Abs. 3 zweiter Satz VwGVG ist Voraussetzung für eine Aufhebung und
Zurückverweisung nach dieser Bestimmung das Fehlen notwendiger Ermittlungen des Sachverhaltes seitens
der belangten Behörde.Nach dem klaren Wortlaut des Paragraph 28, Absatz 3, zweiter Satz VwGVG ist
Voraussetzung für eine Aufhebung und Zurückverweisung nach dieser Bestimmung das Fehlen notwendiger
Ermittlungen des Sachverhaltes seitens der belangten Behörde.

Das Modell der Aufhebung des Bescheides und Zurückverweisung der Angelegenheit an die Behörde folgt
konzeptionell jenem des § 66 Abs. 2 AVG, allerdings mit dem Unterschied, dass die Notwendigkeit der
Durchführung einer mündlichen Verhandlung nach § 28 Abs. 3 VwGVG nicht erforderlich ist
(Fister/Fuchs/Sachs, Verwaltungsgerichtsverfahren 2013, § 28 VwGVG, Anm. 11.)Das Modell der Aufhebung
des Bescheides und Zurückverweisung der Angelegenheit an die Behörde folgt konzeptionell jenem des
Paragraph 66, Absatz 2, AVG, allerdings mit dem Unterschied, dass die Notwendigkeit der Durchführung einer
mündlichen Verhandlung nach Paragraph 28, Absatz 3, VwGVG nicht erforderlich ist (Fister/Fuchs/Sachs,
Verwaltungsgerichtsverfahren 2013, Paragraph 28, VwGVG, Anmerkung 11.)

§ 28 Abs. 3 2. Satz VwGVG bildet damit die Rechtsgrundlage für eine kassatorische Entscheidung des
Verwaltungsgerichtes, wenn "die Behörde notwendige Ermittlungen des Sachverhalts unterlassen"
hat.Paragraph 28, Absatz 3, 2. Satz VwGVG bildet damit die Rechtsgrundlage für eine kassatorische
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Entscheidung des Verwaltungsgerichtes, wenn "die Behörde notwendige Ermittlungen des Sachverhalts
unterlassen" hat.

Wie der Verwaltungsgerichtshof in seinem Erkenntnis vom 26.06.2014, Ro 2014/03/0063, zur Auslegung des
§ 28 Abs. 3 zweiter Satz ausgeführt hat, wird eine Zurückverweisung der Sache an die Verwaltungsbehörde
zur Durchführung notwendiger Ermittlungen insbesondere dann in Betracht kommen, wenn die
Verwaltungsbehörde jegliche erforderliche Ermittlungstätigkeit unterlassen hat, wenn sie zur Ermittlung des
maßgebenden Sachverhalts (vgl. § 37 AVG) lediglich völlig ungeeignete Ermittlungsschritte gesetzt oder bloß
ansatzweise ermittelt hat. Gleiches gilt, wenn konkrete Anhaltspunkte annehmen lassen, dass die
Verwaltungsbehörde (etwa schwierige) Ermittlungen unterließ, damit diese dann durch das
Verwaltungsgericht vorgenommen werden (etwa im Sinn einer "Delegierung" der Entscheidung an das
Verwaltungsgericht, vgl. Holoubek, Kognitionsbefugnis, Beschwerdelegitimation und Beschwerdegegenstand,
in: Holoubek/Lang (Hrsg), Die Verwaltungsgerichtsbarkeit, erster Instanz, 2013, Seite 127, Seite 137; siehe
schon Merli, Die Kognitionsbefugnis der Verwaltungsgerichte erster Instanz, in: Holoubek/Lang (Hrsg), Die
Schaffung einer Verwaltungsgerichtsbarkeit erster Instanz, 2008, Seite 65, Seite 73 f).Wie der
Verwaltungsgerichtshof in seinem Erkenntnis vom 26.06.2014, Ro 2014/03/0063, zur Auslegung des
Paragraph 28, Absatz 3, zweiter Satz ausgeführt hat, wird eine Zurückverweisung der Sache an die
Verwaltungsbehörde zur Durchführung notwendiger Ermittlungen insbesondere dann in Betracht kommen,
wenn die Verwaltungsbehörde jegliche erforderliche Ermittlungstätigkeit unterlassen hat, wenn sie zur
Ermittlung des maßgebenden Sachverhalts vergleiche Paragraph 37, AVG) lediglich völlig ungeeignete
Ermittlungsschritte gesetzt oder bloß ansatzweise ermittelt hat. Gleiches gilt, wenn konkrete Anhaltspunkte
annehmen lassen, dass die Verwaltungsbehörde (etwa schwierige) Ermittlungen unterließ, damit diese dann
durch das Verwaltungsgericht vorgenommen werden (etwa im Sinn einer "Delegierung" der Entscheidung an
das Verwaltungsgericht, vergleiche Holoubek, Kognitionsbefugnis, Beschwerdelegitimation und
Beschwerdegegenstand, in: Holoubek/Lang (Hrsg), Die Verwaltungsgerichtsbarkeit, erster Instanz, 2013,
Seite 127, Seite 137; siehe schon Merli, Die Kognitionsbefugnis der Verwaltungsgerichte erster Instanz, in:
Holoubek/Lang (Hrsg), Die Schaffung einer Verwaltungsgerichtsbarkeit erster Instanz, 2008, Seite 65, Seite
73 f).

Gemäß der aktuellen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes kommt eine Zurückverweisung der
Sache an die Verwaltungsbehörde zur Durchführung notwendiger Ermittlungen nach § 28 Abs. 3 zweiter Satz
VwGVG somit insbesondere auch dann in Betracht, wenn die Behörde bloß ansatzweise ermittelt hat bzw
gravierende Ermittlungslücken im verwaltungsbehördlichen Verfahren bestehen (vgl. nochmals das oben
zitierte Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 26.06.2014, Zl. Ro 2014/03/0063). Gemäß der aktuellen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes kommt eine Zurückverweisung der Sache an die
Verwaltungsbehörde zur Durchführung notwendiger Ermittlungen nach Paragraph 28, Absatz 3, zweiter Satz
VwGVG somit insbesondere auch dann in Betracht, wenn die Behörde bloß ansatzweise ermittelt hat bzw
gravierende Ermittlungslücken im verwaltungsbehördlichen Verfahren bestehen vergleiche nochmals das
oben zitierte Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 26.06.2014, Zl. Ro 2014/03/0063).

Zu I.)Zu römisch eins.)

Der angefochtene Bescheid betreffend die Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher
Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung" vom 14.04.2017
erweist sich in Bezug auf den zu ermittelnden Sachverhalt aus folgenden Gründen als gravierend mangelhaft:

Die im Beschwerdefall maßgeblichen Bestimmungen des Bundesbehindertengesetzes (BBG), BGBl. I Nr.
283/1990, idF BGBl. I Nr 18/2017 lauten:Die im Beschwerdefall maßgeblichen Bestimmungen des
Bundesbehindertengesetzes (BBG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 283 aus 1990,, in der Fassung
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr 18 aus 2017, lauten:

"§ 40. (1) Behinderten Menschen mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt im Inland und einem Grad der
Behinderung oder einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von mindestens 50% ist auf Antrag vom Bundesamt
für Soziales und Behindertenwesen (§ 45) ein Behindertenpass auszustellen, wenn"§ 40. (1) Behinderten
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Menschen mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt im Inland und einem Grad der Behinderung oder einer
Minderung der Erwerbsfähigkeit von mindestens 50% ist auf Antrag vom Bundesamt für Soziales und
Behindertenwesen (Paragraph 45,) ein Behindertenpass auszustellen, wenn

1. ihr Grad der Behinderung (ihre Minderung der Erwerbsfähigkeit) nach bundesgesetzlichen Vorschriften
durch Bescheid oder Urteil festgestellt ist oder

2. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften wegen Invalidität, Berufsunfähigkeit, Dienstunfähigkeit oder
dauernder Erwerbsunfähigkeit Geldleistungen beziehen oder

3. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften ein Pflegegeld, eine Pflegezulage, eine Blindenzulage oder eine
gleichartige Leistung erhalten oder

5. sie dem Personenkreis der begünstigten Behinderten im Sinne des Behinderteneinstellungsgesetzes, BGBl.
Nr. 22/1970, angehören.5. sie dem Personenkreis der begünstigten Behinderten im Sinne des
Behinderteneinstellungsgesetzes, Bundesgesetzblatt Nr. 22 aus 1970,, angehören.

(2) Behinderten Menschen, die nicht dem im Abs. 1 angeführten Personenkreis angehören, ist ein
Behindertenpass auszustellen, wenn und insoweit das Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen auf
Grund von Vereinbarungen des Bundes mit dem jeweiligen Land oder auf Grund anderer Rechtsvorschriften
hiezu ermächtigt ist.(2) Behinderten Menschen, die nicht dem im Absatz eins, angeführten Personenkreis
angehören, ist ein Behindertenpass auszustellen, wenn und insoweit das Bundesamt für Soziales und
Behindertenwesen auf Grund von Vereinbarungen des Bundes mit dem jeweiligen Land oder auf Grund
anderer Rechtsvorschriften hiezu ermächtigt ist.

§ 41. (1) Als Nachweis für das Vorliegen der im § 40 genannten Voraussetzungen gilt der letzte rechtskräftige
Bescheid eines Rehabilitationsträgers (§ 3), ein rechtskräftiges Urteil eines Gerichtes nach dem Arbeits- und
Sozialgerichtsgesetz, BGBl. Nr. 104/1985, ein rechtskräftiges Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes
oder die Mitteilung über die Gewährung der erhöhten Familienbeihilfe gemäß § 8 Abs. 5 des
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 376. Das Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen
hat den Grad der Behinderung nach der Einschätzungsverordnung (BGBl. II Nr. 261/2010) unter Mitwirkung
von ärztlichen Sachverständigen einzuschätzen, wennParagraph 41, (1) Als Nachweis für das Vorliegen der im
Paragraph 40, genannten Voraussetzungen gilt der letzte rechtskräftige Bescheid eines Rehabilitationsträgers
(Paragraph 3,), ein rechtskräftiges Urteil eines Gerichtes nach dem Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz,
Bundesgesetzblatt Nr. 104 aus 1985,, ein rechtskräftiges Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes oder
die Mitteilung über die Gewährung der erhöhten Familienbeihilfe gemäß Paragraph 8, Absatz 5, des
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 376. Das Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen
hat den Grad der Behinderung nach der Einschätzungsverordnung Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 261 aus
2010,) unter Mitwirkung von ärztlichen Sachverständigen einzuschätzen, wenn

1. nach bundesgesetzlichen Vorschriften Leistungen wegen einer Behinderung erbracht werden und die
hiefür maßgebenden Vorschriften keine Einschätzung vorsehen oder

2. zwei oder mehr Einschätzungen nach bundesgesetzlichen Vorschriften vorliegen und keine
Gesamteinschätzung vorgenommen wurde oder

3. ein Fall des § 40 Abs. 2 vorliegt.3. ein Fall des Paragraph 40, Absatz 2, vorliegt.

§ 42. (1) Der Behindertenpass hat den Vornamen sowie den Familien- oder Nachnamen, das Geburtsdatum
eine allfällige Versicherungsnummer und den festgestellten Grad der Behinderung oder der Minderung der
Erwerbsfähigkeit zu enthalten und ist mit einem Lichtbild auszustatten. Zusätzliche Eintragungen, die dem
Nachweis von Rechten und Vergünstigungen dienen, sind auf Antrag des behinderten Menschen zulässig. Die
Eintragung ist vom Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen vorzunehmen.Paragraph 42, (1) Der
Behindertenpass hat den Vornamen sowie den Familien- oder Nachnamen, das Geburtsdatum eine allfällige
Versicherungsnummer und den festgestellten Grad der Behinderung oder der Minderung der
Erwerbsfähigkeit zu enthalten und ist mit einem Lichtbild auszustatten. Zusätzliche Eintragungen, die dem
Nachweis von Rechten und Vergünstigungen dienen, sind auf Antrag des behinderten Menschen zulässig. Die
Eintragung ist vom Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen vorzunehmen.
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§ 45. (1) Anträge auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme einer Zusatzeintragung oder auf
Einschätzung des Grades der Behinderung sind unter Anschluss der erforderlichen Nachweise bei dem
Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen einzubringen.Paragraph 45, (1) Anträge auf Ausstellung eines
Behindertenpasses, auf Vornahme einer Zusatzeintragung oder auf Einschätzung des Grades der
Behinderung sind unter Anschluss der erforderlichen Nachweise bei dem Bundesamt für Soziales und
Behindertenwesen einzubringen.

(2) Ein Bescheid ist nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemäß Abs. 1 nicht stattgegeben, das Verfahren
eingestellt (§ 41 Abs. 3) oder der Pass eingezogen wird. Dem ausgestellten Behindertenpass kommt
Bescheidcharakter zu.(2) Ein Bescheid ist nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemäß Absatz eins, nicht
stattgegeben, das Verfahren eingestellt (Paragraph 41, Absatz 3,) oder der Pass eingezogen wird. Dem
ausgestellten Behindertenpass kommt Bescheidcharakter zu.

(3) In Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von Zusatzeintragungen oder auf
Einschätzung des Grades der Behinderung hat die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts durch den
Senat zu erfolgen.

(4) Bei Senatsentscheidungen in Verfahren gemäß Abs. 3 hat eine Vertreterin oder ein Vertreter der
Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung als fachkundige Laienrichterin oder fachkundiger
Laienrichter mitzuwirken. Die fachkundigen Laienrichterinnen oder Laienrichter (Ersatzmitglieder) haben für
die jeweiligen Agenden die erforderliche Qualifikation (insbesondere Fachkunde im Bereich des Sozialrechts)
aufzuweisen.(4) Bei Senatsentscheidungen in Verfahren gemäß Absatz 3, hat eine Vertreterin oder ein
Vertreter der Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung als fachkundige Laienrichterin oder
fachkundiger Laienrichter mitzuwirken. Die fachkundigen Laienrichterinnen oder Laienrichter
(Ersatzmitglieder) haben für die jeweiligen Agenden die erforderliche Qualifikation (insbesondere Fachkunde
im Bereich des Sozialrechts) aufzuweisen.

§ 47. Der Bundesminister für Arbeit und Soziales ist ermächtigt, mit Verordnung die näheren Bestimmungen
über den nach § 40 auszustellenden Behindertenpaß und damit verbundene Berechtigungen
festzusetzen."Paragraph 47, Der Bundesminister für Arbeit und Soziales ist ermächtigt, mit Verordnung die
näheren Bestimmungen über den nach Paragraph 40, auszustellenden Behindertenpaß und damit
verbundene Berechtigungen festzusetzen."

§ 1 Abs. 4 der Verordnung des Bundesministers für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz über die
Ausstellung von Behindertenpässen und von Parkausweisen, BGBl. II Nr. 495/2013 in der Fassung des BGBl. II
Nr. 263/2016, lautet auszugsweise:Paragraph eins, Absatz 4, der Verordnung des Bundesministers für Arbeit,
Soziales und Konsumentenschutz über die Ausstellung von Behindertenpässen und von Parkausweisen,
Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 495 aus 2013, in der Fassung des Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 263 aus 2016,,
lautet auszugsweise:

"§ 1 ....

(4) Auf Antrag des Menschen mit Behinderung ist jedenfalls einzutragen: 1. die Art der Behinderung, etwa
dass der Inhaber/die Inhaberin des Passes

a) b) 2. ...... 3. die Feststellung, dass dem Inhaber/der Inhaberin

des Passes die Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund
einer Behinderung nicht zumutbar ist; die Benützung öffentlicher Verkehrsmittel ist insbesondere dann nicht
zumutbar, wenn das 36. Lebensmonat vollendet ist und - erhebliche Einschränkungen der Funktionen der
unteren Extremitäten oder - erhebliche Einschränkungen der körperlichen Belastbarkeit oder - erhebliche
Einschränkungen psychischer, neurologischer oder intellektueller Fähigkeiten, Funktionen oder - eine
schwere anhaltende Erkrankung des Immunsystems oder - eine hochgradige Sehbehinderung, Blindheit oder
Taubblindheit nach Abs. 4 Z 1 lit. b oder d vorliegen. des Passes die Benützung öffentlicher Verkehrsmittel
wegen dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung nicht zumutbar ist; die Benützung
öffentlicher Verkehrsmittel ist insbesondere dann nicht zumutbar, wenn das 36. Lebensmonat vollendet ist
und - erhebliche Einschränkungen der Funktionen der unteren Extremitäten oder - erhebliche
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Einschränkungen der körperlichen Belastbarkeit oder - erhebliche Einschränkungen psychischer,
neurologischer oder intellektueller Fähigkeiten, Funktionen oder - eine schwere anhaltende Erkrankung des
Immunsystems oder - eine hochgradige Sehbehinderung, Blindheit oder Taubblindheit nach Absatz 4, Ziffer
eins, Litera b, oder d vorliegen.

(5) Grundlage für die Beurteilung, ob die Voraussetzungen für die in Abs. 4 genannten Eintragungen erfüllt
sind, bildet ein Gutachten eines ärztlichen Sachverständigen des Sozialministeriumservice. Soweit es zur
ganzheitlichen Beurteilung der Funktionsbeeinträchtigungen erforderlich erscheint, können
Experten/Expertinnen aus anderen Fachbereichen beigezogen werden. Bei der Ermittlung der
Funktionsbeeinträchtigungen sind alle zumutbaren therapeutischen Optionen, wechselseitigen
Beeinflussungen und Kompensationsmöglichkeiten zu berücksichtigen. (5) Grundlage für die Beurteilung, ob
die Voraussetzungen für die in Absatz 4, genannten Eintragungen erfüllt sind, bildet ein Gutachten eines
ärztlichen Sachverständigen des Sozialministeriumservice. Soweit es zur ganzheitlichen Beurteilung der
Funktionsbeeinträchtigungen erforderlich erscheint, können Experten/Expertinnen aus anderen
Fachbereichen beigezogen werden. Bei der Ermittlung der Funktionsbeeinträchtigungen sind alle zumutbaren
therapeutischen Optionen, wechselseitigen Beeinflussungen und Kompensationsmöglichkeiten zu
berücksichtigen.

(6)......"

Gemäß § 1 Abs. 5 der Verordnung über die Ausstellung von Behindertenpässen und von Parkausweisen bildet
die Grundlage für die Beurteilung, ob die Voraussetzungen für die in § 1 Abs. 4 genannten Eintragungen
erfüllt sind, ein Gutachten eines ärztlichen Sachverständigen des Sozialministeriumservice. Soweit es zur
ganzheitlichen Beurteilung der Funktionsbeeinträchtigungen erforderlich erscheint, können
Experten/Expertinnen aus anderen Fachbereichen beigezogen werden. Bei der Ermittlung der
Funktionsbeeinträchtigungen sind alle zumutbaren therapeutischen Optionen, wechselseitigen
Beeinflussungen und Kompensationsmöglichkeiten zu berücksichtigten.Gemäß Paragraph eins, Absatz 5, der
Verordnung über die Ausstellung von Behindertenpässen und von Parkausweisen bildet die Grundlage für die
Beurteilung, ob die Voraussetzungen für die in Paragraph eins, Absatz 4, genannten Eintragungen erfüllt sind,
ein Gutachten eines ärztlichen Sachverständigen des Sozialministeriumservice. Soweit es zur ganzheitlichen
Beurteilung der Funktionsbeeinträchtigungen erforderlich erscheint, können Experten/Expertinnen aus
anderen Fachbereichen beigezogen werden. Bei der Ermittlung der Funktionsbeeinträchtigungen sind alle
zumutbaren therapeutischen Optionen, wechselseitigen Beeinflussungen und Kompensationsmöglichkeiten
zu berücksichtigten.

Um die Frage der Zumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel beurteilen zu können, hat die
Behörde nach ständiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu ermitteln, ob der Antragsteller
dauernd an seiner Gesundheit geschädigt ist und wie sich diese Gesundheitsschädigung nach ihrer Art und
ihrer Schwere auf die Zumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel auswirkt. Sofern nicht die
Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel auf Grund der Art und der Schwere der
Gesundheitsschädigung auf der Hand liegt, bedarf es in einem Verfahren über einen Antrag auf Vornahme
der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder
Gesundheitsschädigung" regelmäßig eines ärztlichen Sachverständigengutachtens, in dem die dauernde
Gesundheitsschädigung und ihre Auswirkungen auf die Benützung öffentlicher Verkehrsmittel in
nachvollziehbarer Weise dargestellt werden. Nur dadurch wird die Behörde in die Lage versetzt, zu
beurteilen, ob dem Betreffenden die Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder
Gesundheitsschädigung unzumutbar ist (vgl. VwGH vom 23.02.2011, 2007/11/0142, und die dort zitierten
Erkenntnisse vom 18.12.2006, 2006/11/0211, und vom 17.11.2009, 2006/11/0178, jeweils mwN.).Um die
Frage der Zumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel beurteilen zu können, hat die Behörde
nach ständiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu ermitteln, ob der Antragsteller dauernd an
seiner Gesundheit geschädigt ist und wie sich diese Gesundheitsschädigung nach ihrer Art und ihrer Schwere
auf die Zumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel auswirkt. Sofern nicht die Unzumutbarkeit
der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel auf Grund der Art und der Schwere der Gesundheitsschädigung
auf der Hand liegt, bedarf es in einem Verfahren über einen Antrag auf Vornahme der Zusatzeintragung
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"Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder Gesundheitsschädigung"
regelmäßig eines ärztlichen Sachverständigengutachtens, in dem die dauernde Gesundheitsschädigung und
ihre Auswirkungen auf die Benützung öffentlicher Verkehrsmittel in nachvollziehbarer Weise dargestellt
werden. Nur dadurch wird die Behörde in die Lage versetzt, zu beurteilen, ob dem Betreffenden die
Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder Gesundheitsschädigung unzumutbar ist vergleiche
VwGH vom 23.02.2011, 2007/11/0142, und die dort zitierten Erkenntnisse vom 18.12.2006, 2006/11/0211,
und vom 17.11.2009, 2006/11/0178, jeweils mwN.).

Im vorliegenden Fall hat die belangte Behörde anlässlich des Antrages des Beschwerdeführers auf
Ausstellung eines Behindertenpasses ein Sachverständigengutachten einer Fachärztin für Orthopädie vom
08.03.2017 eingeholt und dieses auch bei der Beurteilung der in weiterer Folge begehrten Zusatzeintragung
herangezogen. Das orthopädische Sachverständigengutachten ist jedoch vor dem Hintergrund der Angaben
des Beschwerdeführers im Rahmen der Begutachtung und seinen Ausführungen in der Beschwerde nicht
ausreichend nachvollziehbar, um auf dessen Grundlage im Lichte der zitierten Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes eine Entscheidung darüber zu treffen, ob dem Beschwerdeführer die Benützung
öffentlicher Verkehrsmittel zumutbar ist:

So ergibt sich aus dem orthopädischen Sachverständigengutachten vom 08.03.2017, dass der
Beschwerdeführer an Polyneuropathie und Morbus Parkinson leidet. Bereits bei dem Antrag auf Ausstellung
eines Behindertenpasses und im Zuge der medizinischen Begutachtung durch die Sachverständige am
08.03.2017 wies der Beschwerdeführer auf die Gangstörung in Folge des Morbus Parkinson hin. Zu seinen
derzeitigen Beschwerden dokumentierte die Sachverständige, dass er laut eigenen Angaben an
Gleichgewichtsstörungen und an einer Gangunsicherheit leide, welche durch den Morbus Parkinson bedingt
sei. Die Gangstörung sei weiters auch durch die Gefühlstörungen im Bereich beider Sohlen und Schmerzen in
der Lendenwirbelsäule bedingt.

Der Beschwerdeführer legte diesbezüglich auch den Befund eines Facharztes für Neurologie und Psychiatrie
vom 07.12.2016 vor. Diesem ist Folgendes zu entnehmen:

"Die schmerzfreie Gehstrecke beträgt 30m, die maximale Gehstrecke nur mehr 30m. Zuletzt einige Stürze,
bes. nach dem Aufstehen nachts. Dabei auch starker Schwindel. Diese Symptomatik besteht seit der
Einstellung auf Alna wg. der Reizblase am Gmundnerberg (dort kleine Prostata im Schall)."

Dem neurologischen Aufnahmestatus eines ärztlichen Entlassungsbriefs vom 01.03.2016 ist darüber hinaus
zu entnehmen, dass eine ungerichtete Fallneigung vorliegt und der Unterberger-Test nicht durchführbar ist.

Zwar besteht kein Anspruch auf die Zuziehung von Sachverständigen eines bestimmten medizinischen
Teilgebietes, jedoch ist im vorliegenden Fall das von der belangten Behörde herangezogene
Sachverständigengutachten zur Beurteilung des beim Beschwerdeführer vorliegenden neurologischen
Beschwerdebildes, insbesondere das Auftreten von Schwindelzuständen bzw. das Vorliegen einer
Gleichgewichtsstörung, und dessen Auswirkungen auf die Benützung öffentlicher Verkehrsmittel, nicht
geeignet. Es liegen somit konkrete Anhaltspunkte vor, dass zusätzlich zur erfolgten Einholung eines
Sachverständigengutachtens der Fachrichtung Orthopädie auch die Einholung eines Gutachtens der
Fachrichtung Neurologie/Psychiatrie erforderlich ist, um eine vollständige und ausreichend qualifizierte
Prüfung des Gesundheitszustandes des Beschwerdeführers zu gewährleisten.

Nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichtes erfolgte die Entscheidung über den Antrag auf Vornahme der
begehrten Zusatzeintragung ohne hinreichende Ermittlungstätigkeiten bzw. hat das Sozialministeriumservice
bloß ansatzweise Ermittlungen getätigt.

Auch hat die belangte Behörde dem Beschwerdeführer kein Parteiengehör hinsichtlich des
Sachverständigengutachtens vom 08.03.2017 eingeräumt. Dieses wurde dem Beschwerdeführer lediglich als
Beilage des Bescheides vom 14.04.2017 übermittelt.

Zwar ist die Unterlassung des Parteiengehörs dann, wenn die dem Parteiengehör zuzuführenden
Informationen im Bescheid (oder als Beilage dazu) mitgeteilt werden, im Regelfall saniert, weil der
Beschwerdeführer die Möglichkeit hat, sich im Rahmen des Beschwerdeverfahrens zu diesen
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Ermittlungsergebnissen zu äußern (z.B. VwSlg. 13.692 A/1992; VwGH 30.01.1995, 93/07/0112 mwN; zum
VwGVG s. VwGH 29.01.2015, Ra 2014/07/0102; VwGH 26.02.2015, Ra 2015/07/0005; 10.09.2015, Ra
2015/09/0056, Dworak, Die Heilung der Verletzung des Parteiengehörs im verwaltungsgerichtlichen
Verfahren, ZVG 2015, 314). Dies ändert jedoch nichts daran, dass diese Vorgangsweise nicht dem in § 45
Abs. 3 AVG für das Beweisverfahren verankerten Grundsatz des Parteiengehörs entspricht.Zwar ist die
Unterlassung des Parteiengehörs dann, wenn die dem Parteiengehör zuzuführenden Informationen im
Bescheid (oder als Beilage dazu) mitgeteilt werden, im Regelfall saniert, weil der Beschwerdeführer die
Möglichkeit hat, sich im Rahmen des Beschwerdeverfahrens zu diesen Ermittlungsergebnissen zu äußern (z.B.
VwSlg. 13.692 A/1992; VwGH 30.01.1995, 93/07/0112 mwN; zum VwGVG s. VwGH 29.01.2015, Ra
2014/07/0102; VwGH 26.02.2015, Ra 2015/07/0005; 10.09.2015, Ra 2015/09/0056, Dworak, Die Heilung der
Verletzung des Parteiengehörs im verwaltungsgerichtlichen Verfahren, ZVG 2015, 314). Dies ändert jedoch
nichts daran, dass diese Vorgangsweise nicht dem in Paragraph 45, Absatz 3, AVG für das Beweisverfahren
verankerten Grundsatz des Parteiengehörs entspricht.

Bei Ermittlungsmängeln kann eine solche Vorgangsweise auf ein "Delegieren" an das Verwaltungsgericht
hindeuten, welches die Aufhebung des Bescheides unter Zurückverweisung an die belangte Behörde
auslösen kann bzw. rechtfertigt (VwGH 26.06.2014, Ro 2014/03/0063). Die angesprochene Praxis wirkt sich
insgesamt unökonomisch aus, weil sie dazu führt, dass ein Beschwerdeführer erst ein Beschwerdeverfahren
anstrengen muss, um allfällige Bedenken vorzubringen, die bei richtiger Vorgangsweise bereits im Verfahren
vor der Behörde bzw. im Bescheid abzuhandeln - und idealerweise auszuräumen - wären.

Allerspätestens mit Erhebung der Beschwerde hätte die belangte Behörde daher eine Ergänzung des
Ermittlungsverfahrens im Hinblick auf das unvollständige Gutachten veranlassen müssen.

In Zusammenschau der unterbliebenen Einräumung des Parteiengehörs zum eingeholten
Sachverständigengutachten mit der – trotz Vorliegens eines unvollständigen Sachverständigengutachtens
und Bestreitung der Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens in der Beschwerde – erfolgten Abstandnahme von
der Ergänzung des Ermittlungsverfahrens und von der Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung besteht
hinreichender Grund zur Annahme, dass die Behörde Ermittlungen unterließ, damit diese durch das
Verwaltungsgericht vorgenommen werden (vgl. in diesem Sinne auch bereits vergleichbare Entscheidungen
des Bundesverwaltungsgerichtes, etwa vom 31.05.2016, Zl. W238 2122621-1, und andere).In
Zusammenschau der unterbliebenen Einräumung des Parteiengehörs zum eingeholten
Sachverständigengutachten mit der – trotz Vorliegens eines unvollständigen Sachverständigengutachtens
und Bestreitung der Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens in der Beschwerde – erfolgten Abstandnahme von
der Ergänzung des Ermittlungsverfahrens und von der Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung besteht
hinreichender Grund zur Annahme, dass die Behörde Ermittlungen unterließ, damit diese durch das
Verwaltungsgericht vorgenommen werden vergleiche in diesem Sinne auch bereits vergleichbare
Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichtes, etwa vom 31.05.2016, Zl. W238 2122621-1, und andere).

Die Feststellung des maßgeblichen Sachverhaltes durch das Bundesverwaltungsgericht selbst wäre im
vorliegenden Fall weder im Interesse der Raschheit gelegen noch mit einer erheblichen Kostenersparnis
verbunden.

Im Übrigen scheint die Zurückverweisung der Rechtssache an die belangte Behörde auch vor dem
Hintergrund der in § 46 BBG vorgesehenen Neuerungsbeschränkung geboten (vgl. dazu bereits die obigen
Ausführungen).Im Übrigen scheint die Zurückverweisung der Rechtssache an die belangte Behörde auch vor
dem Hintergrund der in Paragraph 46, BBG vorgesehenen Neuerungsbeschränkung geboten vergleiche dazu
bereits die obigen Ausführungen).

Im fortgesetzten Verfahren wird die belangte Behörde zur Klärung der oben dargestellten Fragen ein
neuerliches medizinisches Sachverständigengutachten basierend auf einer persönlichen Untersuchung des
Beschwerdeführers einzuholen und bei ihrer Entscheidungsfindung die Ergebnisse der Begutachtung unter
Einbeziehung des Beschwerdevorbringens und sämtlicher medizinischer Beweismittel zu berücksichtigen
haben.
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Von den Ergebnissen des weiteren Ermittlungsverfahrens wird der Beschwerdeführer mit der Möglichkeit zur
Abgabe einer Stellungnahme in Wahrung des Parteiengehörs in Kenntnis zu setzen sein.

Zu II.)Zu römisch zwei.)

Gemäß § 29b Abs. 1 StVO ist Inhabern und Inhaberinnen eines Behindertenpasses nach dem BBG, die über
die Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter
Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung" verfügen, als Nachweis über die Berechtigungen nach
Abs. 2 bis 4 auf Antrag vom Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen ein Ausweis auszufolgen.Gemäß
Paragraph 29 b, Absatz eins, StVO ist Inhabern und Inhaberinnen eines Behindertenpasses nach dem BBG,
die über die Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter
Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung" verfügen, als Nachweis über die Berechtigungen nach
Absatz 2 bis 4 auf Antrag vom Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen ein Ausweis auszufolgen.

Weiters sei darauf hingewiesen, dass Voraussetzung für die Ausstellung eines Ausweises gemäß § 29b StVO
eine Entscheidung über den Antrag auf Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung
öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung" in den
Behindertenpass ist. Da der Bescheid vom 14.04.2017, mit welchem über den Antrag vom 22.03.2017 auf
Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen
dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung" in den Behindertenpass entschieden
wurde, gemäß § 28 Abs. 3 VwGVG behoben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an
das Sozialministeriumservice zurückverwiesen wurde, ist die Entscheidungsgrundlage für den Bescheid, mit
welchem der Antrag auf Ausstellung eines Parkausweises gemäß § 29b StVO abgewiesen wurde, weggefallen
und es darf über diesen Antrag erst nach Vornahme der oben angeführten Ermittlungen und der Verwertung
deren Ergebnisse entschieden werdenWeiters sei darauf hingewiesen, dass Voraussetzung für die Ausstellung
eines Ausweises gemäß Paragraph 29 b, StVO eine Entscheidung über den Antrag auf Vornahme der
Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter
Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung" in den Behindertenpass ist. Da der Bescheid vom
14.04.2017, mit welchem über den Antrag vom 22.03.2017 auf Vornahme der Zusatzeintragung
"Unzumutbarkeit der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitätseinschränkung
aufgrund einer Behinderung" in den Behindertenpass entschieden wurde, gemäß Paragraph 28, Absatz 3,
VwGVG behoben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an das
Sozialministeriumservice zurückverwiesen wurde, ist die Entscheidungsgrundlage für den Bescheid, mit
welchem der Antrag auf Ausstellung eines Parkausweises gemäß Paragraph 29 b, StVO abgewiesen wurde,
weggefallen und es darf über diesen Antrag erst nach Vornahme der oben angeführten Ermittlungen und der
Verwertung deren Ergebnisse entschieden werden

Es war somit spruchgemäß zu entscheiden.

Zu Spruchteil B)

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Dieser Ausspruch ist kurz zu
begründen.Gemäß Paragraph 25 a, Absatz eins, VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines
Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulässig
ist. Dieser Ausspruch ist kurz zu begründen.

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der Lösung einer
Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche
Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer
solchen Rechtsprechung (vgl. die oben zitierten Entscheidungen des VwGH sowie auch etwa VwGH vom
25.01 .2017 , Ra 2016/12/0109), des Weiteren ist die vorliegende Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen.Die Revision ist gemäß Artikel 133,
Absatz 4, B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der
grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer solchen Rechtsprechung vergleiche
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die oben zitierten Entscheidungen des VwGH sowie auch etwa VwGH vom 25.01.2017, Ra 2016/12/0109), des
Weiteren ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu
beurteilen.
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